
Anträge – Verbandsgerichtsordnung 
 

Version Juni 2024 (aktuelle Beschlusslage) Antrag des Verbandsrates an den Verbandstag 2026 
 

Seite 119 von 153 
 

I. Allgemeines I. Allgemeines 
§ 1 Diese Verbandsgerichtsordnung ist Bestandteil der Sat-

zung (dort § 18 Absatz 2). 
§ 1 Diese Verbandsgerichtsordnung ist Bestandteil der Sat-

zung (dort § 18 Absatz 2). 
§ 2  
(1) Die Verbandsgerichtsbarkeit entscheidet 
 1. in Angelegenheiten des Sports gemäß der Turnier- 

und Sportordnung (TSO), vor allem über Diszipli-
narmaßnahmen und Proteste 

 2. in Angelegenheiten der weiteren Ordnungen und 
Richtlinien sowie Beschlüssen der Organe und Aus-
schüsse des DTV, 

 3. in nichtvermögensrechtlichen Streitigkeiten zwi-
schen dem DTV und seinen Mitgliedern sowie der 
Mitglieder untereinander, die sich aus dem Mit-
gliedschaftsverhältnis ergeben. 

§ 2  
(1) Die Verbandsgerichtsbarkeit entscheidet 
 1. in Angelegenheiten des Sports gemäß der Turnier- 

und Sportordnung (TSO), vor allem über Diszipli-
narmaßnahmen und Proteste 

 2. in Angelegenheiten der weiteren Ordnungen und 
Richtlinien sowie Beschlüssen der Organe und Aus-
schüsse des DTV, 

 3. in nichtvermögensrechtlichen Streitigkeiten zwi-
schen dem DTV und seinen Mitgliedern sowie der 
Mitglieder untereinander, die sich aus dem Mit-
gliedschaftsverhältnis ergeben. 

 4. in Angelegenheiten des Sports gemäß der Ordnun-
gen der dem DTV als Mitglieder angehörenden 
Fachverbände mit besonderer Aufgabenstellung 
sofern diese die Zuständigkeit der DTV-Gerichts-
barkeit in ihren Satzungen/Ordnungen verankert 
haben und eine Vereinbarung zur Zusammenarbeit 
mit dem zuständigen Organ der DTV-Gerichtsbar-
keit geschlossen haben. 

(2) Alle Streitigkeiten, die sich in Zusammenhang mit den 
Anti-Doping-Bestimmungen des DTV und der World 
DanceSport Federation (WDSF), dem Nationalen Anti-
Doping Code der Nationale Anti-Doping Agentur 
Deutschland (NADA) und des World Anti-Doping Codes 
der Welt-Anti-Doping-Agentur (WADA), insbesondere 
über die Gültigkeit und Anwendung dieser Anti-Do-
ping-Bestimmungen ergeben, werden unter Aus-
schluss des ordentlichen Rechtsweges in erster Instanz 
durch das Deutsche Sportschiedsgericht der Deutschen 
Institution für Schiedsgerichtsbarkeit e.V. (DIS) nach 
der Sportschiedsgerichtsordnung der DIS (DIS-Sport-
SchO) entschieden. Dem Deutschen Sportschiedsge-
richt wird insbesondere die Befugnis zum Ausspruch 
von Sanktionen wegen Verstößen gegen anwendbare 
Anti-Doping-Bestimmungen übertragen. Der DTV hat 
hierfür eine Schiedsvereinbarung mit der NADA und 
eine Kooperationsvereinbarung mit der DIS geschlos-
sen. In zweiter Instanz (Rechtsmittelinstanz) werden 
die zulässigen Rechtsmittel gegen erstinstanzliche Ent-
scheidungen des Deutschen Sportschiedsgerichts un-
ter Ausschluss des ordentlichen Rechtsweges durch 
den Internationalen Sportgerichtshof mit Sitz in 
Lausanne/ Schweiz (Court of Arbitration for Sports = 
CAS) nach dem „Code of Sports-related Arbitration“ 
(CAS-Code) endgültig entschieden. 

(2) Alle Streitigkeiten, die sich in Zusammenhang mit den 
Anti-Doping-Bestimmungen des DTV und der World 
DanceSport Federation (WDSF), dem Nationalen Anti-
Doping Code der Nationale Anti-Doping Agentur 
Deutschland (NADA) und des World Anti-Doping Codes 
der Welt-Anti-Doping-Agentur (WADA), insbesondere 
über die Gültigkeit und Anwendung dieser Anti-Do-
ping-Bestimmungen ergeben, werden unter Ausschluss 
des ordentlichen Rechtsweges in erster Instanz durch 
das Deutsche Sportschiedsgericht der Deutschen Insti-
tution für Schiedsgerichtsbarkeit e.V. (DIS) nach der 
Sportschiedsgerichtsordnung der DIS (DIS-SportSchO) 
entschieden. Dem Deutschen Sportschiedsgericht wird 
insbesondere die Befugnis zum Ausspruch von Sanktio-
nen wegen Verstößen gegen anwendbare Anti-Doping-
Bestimmungen übertragen. Der DTV hat hierfür eine 
Schiedsvereinbarung mit der NADA und eine Koopera-
tionsvereinbarung mit der DIS geschlossen. In zweiter 
Instanz (Rechtsmittelinstanz) werden die zulässigen 
Rechtsmittel gegen erstinstanzliche Entscheidungen 
des Deutschen Sportschiedsgerichts unter Ausschluss 
des ordentlichen Rechtsweges durch den Internationa-
len Sportgerichtshof mit Sitz in Lausanne/ Schweiz 
(Court of Arbitration for Sports = CAS) nach dem „Code 
of Sports-related Arbitration“ (CAS-Code) endgültig 
entschieden. 

§ 3 
(1) Der Verbandsgerichtsbarkeit unterliegen 
 1. die Mitglieder des DTV gemäß § 6 Absatz 1 der Sat-

zung, 
 2. alle Einzelpersonen, die Tanzsportler, Lizenz- oder 

Funktionsträger im DTV sind. 
(2) 1. Soweit die Verbandsgerichtsbarkeit zuständig ist, 

ist der ordentliche Rechtsweg ausgeschlossen. 
 2. Das mit einer Sache befasste Verbandsschiedsge-

richt kann jedoch den Beteiligten unter gebühren-
freier Einstellung des Verfahrens das Beschreiben 
des ordentlichen Rechtsweges gestatten. 

(3) Die Organe der Verbandsgerichtsbarkeit entscheiden 
selbst über ihre Zuständigkeit gemäß § 2. 

§ 3 
(1) Der Verbandsgerichtsbarkeit unterliegen 
 1. die Mitglieder des DTV gemäß § 6 Absatz 1 der Sat-

zung, 
 2. alle Einzelpersonen, die Tanzsportler, Lizenz- oder 

Funktionsträger im DTV sind. 
(2) 1. Soweit die Verbandsgerichtsbarkeit zuständig ist, 

ist der ordentliche Rechtsweg ausgeschlossen. 
 2. Das mit einer Sache befasste Verbandsschiedsge-

richt kann jedoch den Beteiligten unter gebühren-
freier Einstellung des Verfahrens das Beschreiten 
des ordentlichen Rechtsweges gestatten. 

(3) Die Organe der Verbandsgerichtsbarkeit entscheiden 
selbst über ihre Zuständigkeit gemäß § 2. Erklärt sich 
ein Organ durch Beschluss für unzuständig, so verweist 
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es die Sache zugleich an das zuständige Organ; der 
Verweisungsbeschluss ist für das aufnehmende Organ 
bindend. 

§ 4 
(1) Die in § 3 genannten Einzelpersonen sind verpflichtet, 
 1. die Satzung und die Ordnungen des DTV, das Anti-

Doping-Regelwerk der Nationalen Anti-Doping-
Agentur (NADA) (NADA-Code) sowie die sie betref-
fenden Verträge gemäß § 10 Absatz 3 der Satzung 
einzuhalten, 

 2. die sie betreffenden Beschlüsse der Organe und 
ständigen Ausschüsse des DTV zu befolgen oder zu 
vollziehen, 

 3. sich für die Bestrebungen und Interessen des DTV 
einzusetzen, 

 4. sich nicht unsportlich zu verhalten, 
 5. nicht das Ansehen des DTV zu schädigen. 
(2) Die Mitglieder sind ferner verpflichtet, ihre Einzelmit-

glieder zu entsprechendem Verhalten anzuhalten und 
in Fällen, in denen dies rechtlich möglich ist, zu ver-
pflichten. Dies gilt insbesondere für die Einhaltung des 
NADA-Code. 

§ 4 
(1) Die in § 3 genannten Einzelpersonen sind verpflichtet, 
 1. die Satzung und die Ordnungen des DTV, das Anti-

Doping-Regelwerk der Nationalen Anti-Doping-
Agentur (NADA) (NADA-Code) sowie die sie betref-
fenden Verträge gemäß § 10 Absatz 3 der Satzung 
einzuhalten, 

 2. die sie betreffenden Beschlüsse der Organe und 
ständigen Ausschüsse des DTV zu befolgen oder zu 
vollziehen, 

 3. sich für die Bestrebungen und Interessen des DTV 
einzusetzen, 

 4. sich nicht unsportlich zu verhalten, 
 5. nicht das Ansehen des DTV zu schädigen. 
(2) Die Mitglieder sind ferner verpflichtet, ihre Einzelmit-

glieder zu entsprechendem Verhalten anzuhalten und 
in Fällen, in denen dies rechtlich möglich ist, zu ver-
pflichten. Dies gilt insbesondere für die Einhaltung des 
NADA-Code. 

§ 5 
(1) Organe der Verbandsgerichtsbarkeit sind 
 1. das Sportgericht, 
 2. das Verbandsschiedsgericht. 
 

 
 
 
 

 
(2) Die Zuständigkeit des Verbandstags gemäß § 9 Absatz 

3 der Satzung bleibt unberührt. 

§ 5 
(1) Organe der Verbandsgerichtsbarkeit sind 
 1. das Sportgericht, 
 2. das Verbandsschiedsgericht. 
 Die Organe gliedern sich in unterschiedliche Spruch-

körper: 
 1. Kammern des Sportgerichts 
 2. Senate des Verbandsschiedsgerichts 
 Details zur Zusammensetzung und Organisation regeln 

die VGO und eine Geschäftsordnung der Gerichte. 
(2) Die Zuständigkeit des Verbandstags gemäß § 9 Absatz 

3 der Satzung bleibt unberührt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

II. Gemeinsame Verfahrensgrundsätze II. Gemeinsame Verfahrensgrundsätze 
§ 6 § 6 

(1) Die in der Verbandsgerichtsbarkeit tätigen Personen 
haben grundsätzlich alle Informationen vertraulich zu 
behandeln, die ihnen im Zusammenhang mit einem 
Verfahren bekannt werden, es sei denn, dass die Of-
fenbarung von Informationen einem Dritten gegen-
über zur ordnungsgemäßen Bearbeitung eines Verfah-
rens erforderlich ist. Sofern Mitglieder des DTV-Präsi-
diums oder die DTV-Geschäftsstellenmitarbeiter auf-
grund von Regelungen der Verbandsgerichtsordnung 
oder auf sonstige Weise Informationen von Verfahren 
erhalten, haben auch diese die Informationen vertrau-
lich zu behandeln. 

 Die Entscheidungsberatung ist geheim und unterliegt 
der Verschwiegenheit. An der Beratung dürfen nur die 
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im Einzelfall beschließenden Mitglieder des jeweiligen 
Spruchkörpers teilnehmen. 

(1) Die Organe der Verbandsgerichtsbarkeit verhandeln in 
der Regel schriftlich und in der vom Vorsitzenden des 
zuständigen Organs bestimmten Besetzung des 
Spruchkörpers. 

(2) Die Entscheidung wird in der Regel ohne mündliche 
Verhandlung getroffen. Jeder Beteiligte und das Präsi-
dium können in jeder Lage des Verfahrens – ausge-
nommen bei Eilverfahren – die Durchführung einer 
mündlichen Verhandlung beantragen. Auf diesen An-
trag hin ist in nicht öffentlicher Sitzung mündlich zu 
verhandeln. 

(3) Den Beteiligten ist Gelegenheit zur mündlichen oder 
schriftlichen Stellungnahme zu geben. Sie können sich 
eines Beistandes bedienen. 

(4) Die Organe der Verbandsgerichtsbarkeit setzen Ort 
und Termin der mündlichen Verhandlung fest, sofern 
diese beantragt wurde. Die Ladung zum Termin ist den 
Beteiligten unter Benennung der Besetzung des Ge-
richts mindestens zwei Wochen vor dem Termin per 
Einschreiben zu übermitteln. 

 Mündliche Verhandlungen finden grundsätzlich als 
Präsenzsitzungen statt, können aber durch Entschei-
dung des zuständigen Organs der Verbandsgerichts-
barkeit auch als virtuelle Konferenzen durchgeführt 
werden. 

(5) Erscheinen Beteiligte trotz ordnungsgemäßer Ladung 
nicht, so können die Organe der Verbandsgerichtsbar-
keit nach Aktenlage entscheiden. 

(2) Die Organe der Verbandsgerichtsbarkeit verhandeln in 
der Regel schriftlich und in der vom Vorsitzenden des 
zuständigen Organs bestimmten Besetzung des 
Spruchkörpers. 

(3) Die Entscheidung wird in der Regel ohne mündliche 
Verhandlung getroffen. Jeder Beteiligte und das Präsi-
dium können in jeder Lage des Verfahrens – ausge-
nommen bei Eilverfahren – die Durchführung einer 
mündlichen Verhandlung beantragen. Auf diesen An-
trag hin ist in nicht öffentlicher Sitzung mündlich zu 
verhandeln. 

(4) Den Beteiligten ist Gelegenheit zur mündlichen oder 
schriftlichen Stellungnahme zu geben. Sie können sich 
eines Beistandes bedienen. 

(5) Die Organe der Verbandsgerichtsbarkeit setzen Ort 
und Termin der mündlichen Verhandlung fest, sofern 
diese beantragt wurde. Die Ladung zum Termin ist den 
Beteiligten unter Benennung der Besetzung des Ge-
richts mindestens zwei Wochen vor dem Termin per 
Einschreiben zu übermitteln. 

 Mündliche Verhandlungen finden grundsätzlich als 
Präsenzsitzungen statt, können aber durch Entschei-
dung des zuständigen Organs der Verbandsgerichts-
barkeit auch als virtuelle Konferenzen durchgeführt 
werden. 

(6) Erscheinen Beteiligte trotz ordnungsgemäßer Ladung 
nicht, so können die Organe der Verbandsgerichtsbar-
keit nach Aktenlage entscheiden. 

(6) Der Vorsitzende eines Spruchkörpers kann im Rahmen 
der Zuständigkeit seines Organs schriftlich begründete 
Eilentscheidungen erlassen, sofern dies zur Aufrechter-
haltung der Ordnung innerhalb des DTV oder aus 
sportlichen Gründen notwendig erscheint.  
 
 

 Gegen die Eilentscheidung ist innerhalb einer Frist von 
einer Woche Widerspruch zulässig.  
 
 
Über den Widerspruch entscheidet das Organ der Ver-
bandsgerichtsbarkeit, das die Eilentscheidung erlassen 
hatte. 

 
 
 
 

(7) Die Organe der Verbandsgerichtsbarkeit haben auf 
gütliche Beilegung des Streits hinzuwirken. Sie ent-
scheiden durch Mehrheitsbeschluss. Verfahren minde-
rer Bedeutung, insbesondere solche mit geringem 
Schuldgehalt, können wegen Geringfügigkeit einge-
stellt werden. Aus den gleichen Gründen kann auf die 
Eröffnung eines Verfahrens verzichtet werden. 

(8) Alle Entscheidungen – ausgenommen Verfahrensein-
stellungen – sind 

 1. schriftlich zu begründen, 
 2. von sämtlichen Mitgliedern des Spruchkörpers zu 

unterschreiben und 
 3. den Beteiligten per Einschreiben zu übermitteln. 
 

 
 
 

(7) Der Vorsitzende eines Spruchkörpers kann im Rahmen 
der Zuständigkeit seines Organs schriftlich begründete 
Eilentscheidungen erlassen, sofern dies zur Aufrechter-
haltung der Ordnung innerhalb des DTV oder aus 
sportlichen Gründen notwendig erscheint. § 123 Ab-
satz 1 und 4 VwGO, § 920 Absatz 2 ZPO sind entspre-
chend anzuwenden. 

 Gegen die Eilentscheidung kann durch die Beteiligten 
oder das Präsidium Widerspruch eingelegt werden. 
Der Widerspruch muss innerhalb einer Woche nach 
Zustellung der Eilentscheidung bei der DTV-Geschäfts-
stelle eingegangen sein. Über den Widerspruch ent-
scheidet der Spruchkörper desjenigen Vorsitzenden, 
der die Eilentscheidung erlassen hat, in der Besetzung 
gemäß. § 8 Absatz 3 bzw. § 11 Absatz 2. 

 Gegen die Entscheidung über den Widerspruch kön-
nen die Rechtsmittel gem. § 9 Absatz 6 bzw. § 12 Ab-
satz 3 eingelegt werden. 

(8) Die Organe der Verbandsgerichtsbarkeit haben auf 
gütliche Beilegung des Streits hinzuwirken. Sie ent-
scheiden durch Mehrheitsbeschluss. Verfahren minde-
rer Bedeutung, insbesondere solche mit geringem 
Schuldgehalt, können wegen Geringfügigkeit einge-
stellt werden.  
 

(9) Alle Entscheidungen – ausgenommen Verfahrensein-
stellungen – sind 

 1. schriftlich zu begründen, 
 2. von sämtlichen Mitgliedern des Spruchkörpers zu 

unterschreiben und 
 3. den Beteiligten per Einschreiben zu übermitteln. 
 Konnte eine Entscheidung per Einschreiben an einen 

Beteiligten nicht zugestellt werden, so kann die Ent-
scheidung an die letzte dem DTV bekannte E-
MailAdresse des betroffenen Beteiligten übermittelt 
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 Hinsichtlich der Entscheidung besteht eine verbands-
rechtliche Folgepflicht.  

 Verfahrenseinstellungen sind den Beteiligten formlos 
mitzuteilen. 

werden. Eilentscheidungen gem. § 6 Absatz 6 können 
direkt an die letzte dem DTV bekannte E-Mail-Adresse 
des Beteiligten übermittelt werden. 

 Hinsichtlich der Entscheidungen der Verbandsgerichte 
besteht eine verbandsrechtliche Folgepflicht. 

 Verfahrenseinstellungen sind den Beteiligten formlos 
mitzuteilen. 

(10) Die Aufbewahrungsfrist für die gerichtlichen Verfah-
rensakten beträgt 5 Jahre. Die Frist beginnt am Ende 
des Kalenderjahres, in dem die letztinstanzliche Ent-
scheidung im Verfahren Rechtskraft erlangt. Nach Ab-
lauf der Frist sind die Verfahrensakten zu löschen.  

(11) Absatz 10 gilt nicht für Endentscheidungen, 
 1. welche gegen eine Person eine Maßnahme von 

Dauer anordnen (§ 9 Absatz 1 Ziffer 7) – die En-
dentscheidung hier wird dauerhaft gespeichert. 

 2. die von grundsätzlicher Bedeutung sind – die En-
dentscheidung wird hier in anonymisierter Form 
dauerhaft gespeichert. 

 In beiden Vorgängen wird die übrige Verfahrensakte 
entsprechend Absatz 10 gelöscht. 

§ 7 
(1) Das Mitglied eines Organs der Verbandsgerichtsbarkeit 

ist von der Mitwirkung bei einem Verfahren ausge-
schlossen, wenn 

 1. es selbst, sein Verein oder ein Mitglied seines Ver-
eins an diesem Verfahren beteiligt ist, 

 2. ein an dem Verfahren Beteiligter zu ihm in einem 
Verhältnis der in § 52 Absatz 1 StPO bezeichneten 
Art steht. 

(2) Einzelne Mitglieder eines Organs der Verbandsge-
richtsbarkeit können sich selbst für befangen erklären 
oder von einem Verfahrensbeteiligten wegen Besorg-
nis der Befangenheit abgelehnt werden. Das Ableh-
nungsgesuch ist schriftlich zu begründen und unver-
züglich bei dem betroffenen Organ der Verbandsge-
richtsbarkeit einzureichen, sobald dem Antragsteller 
der Ablehnungsgrund bekannt geworden ist.  

 Im schriftlichen Verfahren entscheidet  
 bei der Ablehnung eines Vorsitzenden bzw. stellvertre-

tenden Vorsitzenden der Vorsitzende der nächstfol-
genden Kammer.  

 Bei Ablehnung eines Beisitzers entscheidet im schriftli-
chen Verfahren der Kammervorsitzende allein.  

 In der mündlichen Verhandlung entscheiden über die 
Ablehnung die verbleibenden Mitglieder der Kammer 
ohne den jeweiligen Abgelehnten.  

 Bei erfolgreicher Ablehnung  
 

 des Kammervorsitzenden wird dieser durch den Vorsit-
zenden des zahlenmäßig nächstfolgenden Spruchkör-
pers ersetzt. 

 Bei erfolgreicher Ablehnung eines Beisitzers tritt an 
seine Stelle der buchstabenmäßig nächstfolgende Bei-
sitzer der anderen Kammern.  

 Diese Regelungen gelten entsprechend im Falle eines 
Ausschlusses gemäß § 7 Absatz 1. 

§ 7 
(1) Das Mitglied eines Organs der Verbandsgerichtsbarkeit 

ist von der Mitwirkung bei einem Verfahren ausge-
schlossen, wenn 

 1. es selbst, sein Verein oder ein Mitglied seines Ver-
eins an diesem Verfahren beteiligt ist, 

 2. ein an dem Verfahren Beteiligter zu ihm in einem 
Verhältnis der in § 52 Absatz 1 StPO bezeichneten 
Art steht. 

(2) Einzelne Mitglieder eines Organs der Verbandsge-
richtsbarkeit können sich selbst für befangen erklären 
oder von einem Verfahrensbeteiligten wegen Besorg-
nis der Befangenheit abgelehnt werden. Das Ableh-
nungsgesuch ist schriftlich zu begründen und unver-
züglich bei dem betroffenen Organ der Verbandsge-
richtsbarkeit einzureichen, sobald dem Antragsteller 
der Ablehnungsgrund bekannt geworden ist. 

 1. Im schriftlichen Verfahren entscheidet 
 1.1. bei der Ablehnung eines Vorsitzenden bzw. 

stellvertretenden Vorsitzenden der Vorsit-
zende des nächstfolgenden Spruchkörpers und 

 1.2. bei Ablehnung eines Beisitzers der Spruchkör-
pervorsitzende allein.  

 2. In der mündlichen Verhandlung entscheiden über 
die Ablehnung die verbleibenden Mitglieder des 
Spruchkörpers ohne den jeweiligen Abgelehnten. 

(3) Bei Ausschluss gemäß Absatz 1 oder Ablehnung gemäß 
Absatz 2 

 1. des Spruchkörpervorsitzenden wird dieser durch 
den Vorsitzenden des gemäß Geschäftsordnung 
nächstfolgenden Spruchkörpers ersetzt und 

 2. eines Beisitzers tritt an seine Stelle der buchsta-
benmäßig nächstfolgende Beisitzer der anderen 
Spruchkörper. 

III. Verfahren vor dem Sportgericht III. Verfahren vor dem Sportgericht 
§ 8 
(1) Das Sportgericht ist zuständig für Entscheidungen in 

Angelegenheiten des Sports gemäß § 2 Absatz 1 Nr. 1. 
 

§ 8 
(1) Das Sportgericht ist zuständig für Entscheidungen in 

Angelegenheiten des Sports gemäß § 2 Absatz 1 Ziffer 
1. 



Anträge – Verbandsgerichtsordnung 
 

Version Juni 2024 (aktuelle Beschlusslage) Antrag des Verbandsrates an den Verbandstag 2026 
 

Seite 123 von 153 
 

 Es wird auf Antrag des Präsidiums oder nach pflichtge-
mäßem Ermessen tätig, sobald ihm durch Feststellun-
gen der Turnierkontrolle oder der DTV-Geschäftsstelle 
sowie durch schriftliche Proteste oder auf anderem 
Wege ein Sachverhalt bekannt wird, der einen ahn-
dungswürdigen Regelverstoß vermuten lässt.  

 Der Vorsitzende des Sportgerichts kann ein anderes 
Mitglied mit der vorbereitenden Sachaufklärung be-
auftragen. 
 
 
 

 Es wird auf Antrag des Präsidiums oder nach pflichtge-
mäßem Ermessen tätig, sobald ihm durch Feststellun-
gen der Turnierkontrolle oder der DTV-Geschäftsstelle 
sowie durch schriftliche Proteste oder auf anderem 
Wege ein Sachverhalt bekannt wird, der einen ahn-
dungswürdigen Regelverstoß vermuten lässt.  

 Der Vorsitzende des Sportgerichts beauftragt ein Mit-
glied des Sportgerichts mit der vorbereitenden Sach-
aufklärung. Dieses Mitglied darf nicht Teil der zur Ent-
scheidung berufenen Kammer sein.  
  Verschieben der Regelung nach § 8 Absatz 3 Ziffer 2 

(2) Das Sportgericht besteht aus dem Vorsitzenden, zwei 
stellvertretenden Vorsitzenden und vier Beisitzern. Der 
Vorsitzende und die stellvertretenden Vorsitzenden 
müssen die Befähigung zum Richteramt besitzen. Die 
Mitglieder des Sportgerichts werden vom Verbandstag 
auf die Dauer von zwei Jahren gewählt.  

 Sie bleiben im Amt, bis eine Neuwahl erfolgt. 
 Scheidet ein Mitglied des Sportgerichts während der 

Amtsperiode aus, entscheidet der Vorsitzende des 
Sportgerichts über die Umbesetzung der Spruchkörper 
und über eine Berufung eines geeigneten Vertreters 
für den Zeitraum bis zum nächsten Wahl-Verbandstag. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

(3) Das Sportgericht entscheidet in der Besetzung des Vor-
sitzenden oder eines stellvertretenden Vorsitzenden 
mit zwei Beisitzern (Spruchkörper). 

 
 

 Der Vorsitzende des Sportgerichts kann ein anderes 
Mitglied mit der vorbereitenden Sachaufklärung be-
auftragen. 
 Verschiebung der Regelung aus § 8 (1) 

 
 
 
 
 
 
 

(4) Dem Präsidium ist Kenntnis von Einleitung, Verlauf und 
Abschluss von Verfahren vor dem Sportgericht zu ge-
ben.  

 
 
 
 

 
 
 
 

 Es kann ein Mitglied zur mündlichen Verhandlung ent-
senden, falls eine solche stattfindet, oder schriftliche 
Stellungnahmen abgeben. 

(2) Das Sportgericht besteht aus dem Vorsitzenden, zwei 
stellvertretenden Vorsitzenden und sechs Beisitzern. 
Der Vorsitzende und die stellvertretenden Vorsitzen-
den müssen die Befähigung zum Richteramt besitzen. 
Die Mitglieder werden vom Verbandstag auf die Dauer 
von zwei Jahren gewählt.  

 Sie bleiben im Amt, bis eine Neuwahl erfolgt. 
 Scheidet ein Mitglied während der Amtsperiode aus 

oder ist zeitlich begrenzt verhindert sein Amt wahrzu-
nehmen, entscheidet der Vorsitzende des Sportge-
richts über die Umbesetzung der Kammern und über 
eine Berufung eines geeigneten Vertreters aus den ge-
wählten Mitgliedern von Sport- und Verbandsschieds-
gericht für den Zeitraum bis zum nächsten Wahl-Ver-
bandstag. 

 Scheidet ein Mitglied während der Amtsperiode aus 
und ist kein Ausgleich durch Umbesetzung und Vertre-
tung aus den gewählten Mitgliedern möglich, entschei-
det der Vorsitzende des Sportgerichts über eine Beru-
fung eines geeigneten Vertreters als neues Mitglied 
des Sportgerichts. Diese Berufung bedarf der Zustim-
mung durch den Verbandsrat. 

(3) Das Sportgericht entscheidet in der Besetzung des Vor-
sitzenden oder eines stellvertretenden Vorsitzenden 
mit zwei Beisitzern (Kammer). 

 1. Der Vorsitzende entscheidet über die Besetzung 
der Kammern. 

 2. Der Vorsitzende beauftragt ein Mitglied des Sport-
gerichts mit der vorbereitenden Sachaufklärung. 
Dieses Mitglied darf nicht Teil der zur Entscheidung 
berufenen Kammer sein. 

 3. Der Vorsitzende kann durch Beschluss, der unan-
fechtbar ist, festlegen, dass das Sportgericht in der 
Besetzung des Vorsitzenden mit beiden stellvertre-
tenden Vorsitzenden entscheidet (Große Kammer), 
wenn die Sache besondere Schwierigkeiten tat-
sächlicher bzw. rechtlicher Art aufweist oder die 
Sache grundsätzliche Bedeutung hat. 

(4) 1. Dem Präsidium ist Kenntnis von Einleitung und Ab-
schluss von Verfahren vor dem Sportgericht zu ge-
ben.  

 2. Dem DTV-Präsidium ist auf Nachfrage Auskunft 
über den Stand eines Verfahrens zu geben. Aus-
kunft über die Entscheidungsberatung kann das 
DTV-Präsidium nicht verlangen. 

 3. Verfahrensbeteiligte sind berechtigt, über die DTV-
Geschäftsstelle bei dem Vorsitzenden der zuständi-
gen Kammer Auskunft zum Bearbeitungsstand des 
Verfahrens zu erfragen. 

 4. Das Präsidium kann ein Mitglied zur mündlichen 
Verhandlung entsenden, falls eine solche stattfin-
det, oder schriftliche Stellungnahmen abgeben. 

§ 9 § 9 



Anträge – Verbandsgerichtsordnung 
 

Version Juni 2024 (aktuelle Beschlusslage) Antrag des Verbandsrates an den Verbandstag 2026 
 

Seite 124 von 153 
 

(1) Wird ein ahndungswürdiger Verstoß festgestellt, so 
kann das Sportgericht folgende Maßnahmen verhän-
gen: 

 1. Ermahnung, 
 2. Verweis, 
 3. Verbot, Turniere auszurichten, 
 4. Verbot, an Turnieren teilzunehmen oder an ihrer 

Durchführung mitzuwirken, 
 5. Verbot, eine DTV/DOSB-Lizenz zu erwerben oder 

zu nutzen, 
 

 
 
 

 6. Entzug einer DTV/DOSB-Lizenz auf Zeit mit der 
Möglichkeit des Neuerwerbs, 

 7. Entzug einer DTV/DOSB -Lizenz auf Dauer, 
 8. Aberkennung der Amateureigenschaft gemäß B.2. 

der TSO, 
 9. Verbot, ein Amt im Bereich des DTV auf Zeit oder 

auf Dauer wahrzunehmen, 
 10. Geldbußen bis zu 2.500,00 €, diese sind der Sport-

förderung zuzuführen. 
  war Absatz 3 

 
 

  war Absatz 4 
 

(2) 1. Die Maßnahmen gemäß Absatz 1 Ziffer 3 bis 5 dür-
fen für einen Zeitraum bis zu einem Jahr verhängt 
werden. Die Möglichkeit des Neuerwerbs gemäß 
Absatz 1 Ziffer 6 darf bis zu einem Jahr ausgesetzt 
werden. Im Wiederholungsfall können die vorge-
nannten Fristen auf bis zu fünf Jahre verlängert 
werden. 

 2. Das Verbot auf Zeit gemäß Absatz 1 Ziffer 9 kann 
für einen Zeitraum bis zu fünf Jahren verhängt 
werden. 

 

(1) Wird ein ahndungswürdiger Verstoß gegen Regelun-
gen der TSO festgestellt, so kann das Sportgericht fol-
gende Maßnahmen verhängen: 

 1. Ermahnung, 
 2. Verweis, 
 3. Verbot, Turniere auszurichten, 
 4. Verbot, an Turnieren teilzunehmen oder an ihrer 

Durchführung mitzuwirken, 
 5. Verbot, eine DTV/DOSB-Lizenz zu erwerben oder 

zu nutzen, 
 6. Entzug einer DTV/DOSB-Lizenz auf Zeit bis zum 

Nachweis einer vom Gericht festgelegten Anzahl 
von zusätzlichen Lizenzerhaltseinheiten (diese LE 
gelten nicht für den normalen Lizenzerhalt!), 

 7. Entzug einer DTV/DOSB-Lizenz auf Zeit mit der 
Möglichkeit des Neuerwerbs, 

 8. Entzug einer DTV/DOSB -Lizenz auf Dauer, 
 9. Aberkennung der Amateureigenschaft gemäß B.2. 

der TSO, 
 10. Verbot, ein Amt im Bereich des DTV auf Zeit oder 

auf Dauer wahrzunehmen, 
 11. Geldbußen bis zu 2.500,00 €, diese sind der Sport-

förderung zuzuführen. 
(2) Fehlerhafte Turnierergebnisse, die auf Verstößen ge-

gen die TSO beruhen, können vom Sportgericht be-
richtigt werden. 

(3) Die sofortige Vollziehbarkeit der Entscheidung kann 
ganz oder teilweise angeordnet werden. 

(4) 1. Die Maßnahmen gemäß Absatz 1 Ziffer 3 bis 5 dür-
fen für einen Zeitraum bis zu einem Jahr verhängt 
werden. Die Möglichkeit des Neuerwerbs gemäß 
Absatz 1 Ziffer 6 darf bis zu einem Jahr ausgesetzt 
werden. Im Wiederholungsfall können die vorge-
nannten Fristen auf bis zu fünf Jahre verlängert 
werden. 

 2. Das Verbot auf Zeit gemäß Absatz 1 Ziffer 9 kann 
für einen Zeitraum bis zu fünf Jahren verhängt 
werden. 

 
 3. Wird als ahndungswürdiger Verstoß ein Verstoß 

gegen die TSO-Regeln für Aktive, Turnierleitung 
oder Wertungsgericht hinsichtlich der Tätigkeit 
und Starts bei Wettbewerben gemäß Abschnitt D.1 
bzw. E.2 der TSO festgestellt, beträgt der Regelrah-
men für Maßnahmen nach Absatz 1 Ziffer 4: 

 - beim ersten festgestellten Verstoß: 1 bis 3 Mo-
nate 

 - beim zweiten festgestellten Verstoß: 3 bis 6 Mo-
nate 

 - beim dritten festgestellten Verstoß: 6 bis 12 Mo-
nate 

 - bei allen weiteren Verstößen: jeweils 1 Jahr 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 3. Wird als ahndungswürdiger Verstoß ein Verstoß 
gegen die TSO-Regeln für Aktive, Turnierleitung 
oder Wertungsgericht hinsichtlich der Tätigkeit 
und Starts bei Wettbewerben gemäß Abschnitt 
D.1, D.10, E.2, E.3 oder E.4 der TSO festgestellt, er-
folgt die Entscheidung über die Verhängung von 
Maßnahmen nach Absatz 1 unter Beachtung des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes und unter Be-
rücksichtigung sämtlicher Umstände des Einzelfal-
les , wobei Absatz 1 mit folgenden Maßgaben  An-
wendung findet: 

 - Im Falle eines erstmaligen Verstoßes gegen die 
Genehmigungspflicht kommt im Regelfall nur 
die Verhängung von Maßnahmen nach Absatz 1 
Ziffern 1, 2 und 10 in Betracht, wenn die erfor-
derliche Genehmigung durch den DTV voraus-
sichtlich hätte erteilt werden müssen. 

 - Im Falle eines erstmaligen Verstoßes gegen die 
Genehmigungspflicht beträgt der Regelrahmen 
für Maßnahmen nach Absatz 1 Ziffer 4 1 bis 3 
Monate, wenn die erforderliche Genehmigung 
durch den DTV zurecht versagt wurde bzw. vo-
raussichtlich nicht hätte erteilt werden müssen. 
Alternative und kumulative Sanktionen nach 
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(3) Fehlerhafte Turnierergebnisse, die auf Verstößen 
gegen die TSO beruhen, können vom Sportgericht 
berichtigt werden. 

(4) Die sofortige Vollziehbarkeit der Entscheidung 
kann ganz oder teilweise angeordnet werden. 

Absatz 1 bleiben unberührt. 
 - Im Falle eines wiederholten Verstoßes gegen 

die Genehmigungspflicht beträgt der Regel-rah-
men für Maßnahmen nach Absatz 1 Ziffer 4 3 
bis 6 Monate, wenn die erforderliche Genehmi-
gung durch den DTV zurecht versagt wurde 
bzw. voraussichtlich nicht hätte erteilt werden 
müssen. Alternative und kumulative Sanktionen 
nach Absatz 1 bleiben unberührt. 

  neu Absatz 2 
 
 

  neu Absatz 3 
 

(5) 1. Kann ein TSO-Verstoß oder die Ahndungswürdig-
keit eines TSO-Verstoßes mangels Verschuldens 
der handelnden Person nicht festgestellt werden, 
so ist das Verfahren einzustellen; im letzteren Fall 
kann das Sportgericht neben der Einstellung des 
Verfahrens ggü. der handelnden Person feststel-
len, dass ein bestimmtes Verhalten gegen die Re-
gelungen der TSO verstößt, wenn die Sache von 
Relevanz für den Sportbetrieb ist. 

 2. Ist ein TSO-Verstoß darin begründet, dass ein 
durch die TSO berufenes DTV-Organ das ihm 
zugebilligte Ermessen bei einer in der TSO vor-
gesehenen Entscheidung fehlerhaft ausgeübt 
hat, so verweist das Sportgericht die Entschei-
dung an das berufene DTV-Organ zurück mit 
der Maßgabe, die Entscheidung unter Beach-
tung der Rechtsauffassung des Sportgerichts 
neu zu treffen. 

(5) Die Veröffentlichung der Entscheidung kann mit oder 
ohne Nennung des Namens des Betroffenen und sei-
ner Vereinszugehörigkeit nach Eintritt ihrer Rechtskraft 
angeordnet werden. 

(6) Die Veröffentlichung der Entscheidung kann nach Ein-
tritt ihrer Rechtskraft angeordnet werden, sofern ein 
berechtigtes Interesse des Verbandes besteht. 

 Die Veröffentlichung erfolgt grundsätzlich in anonymi-
sierter Form. Eine Identifizierung der betroffenen Per-
son darf weder unmittelbar noch mittelbar möglich 
sein. Eine Veröffentlichung personenbezogener Daten, 
insbesondere unter Namensnennung, ist nur in be-
gründeten Ausnahmefällen zulässig, wenn überwie-
gende berechtigte Interessen des Verbandes oder der 
Öffentlichkeit dies erfordern und keine milderen Mittel 
zur Verfügung stehen. 

 Die Veröffentlichung ist auf den erforderlichen Umfang 
zu beschränken. Die Veröffentlichungen erfolgen aus-
schließlich auf der offiziellen Homepage des DTV. Für 
die Dauer der Veröffentlichung gelten die Regelungen 
für die Aufbewahrungsfrist für die gerichtlichen Ver-
fahrensakten gemäß § 6 Absatz 10. 

(6) Gegen die Entscheidung des Sportgerichts können der 
Betroffene und das Präsidium Antrag auf Überprüfung 
durch das Verbandsschiedsgericht stellen. Der Antrag 
muss innerhalb eines Monats nach Zustellung der an-
zufechtenden Entscheidung bei der DTV-Geschäfts-
stelle eingegangen sein. 

(7) Gegen die Entscheidung des Sportgerichts können der 
Betroffene und das Präsidium Antrag auf Überprüfung 
durch das Verbandsschiedsgericht stellen. Der Antrag 
muss innerhalb eines Monats nach Zustellung der an-
zufechtenden Entscheidung bei der DTV-Geschäfts-
stelle eingegangen sein. 

IV. Verfahren vor dem Verbandsschiedsgericht IV. Verfahren vor dem Verbandsschiedsgericht 
§ 10 
(1) Das Verbandsschiedsgericht ist zuständig 
 1. für die Überprüfung von Entscheidungen des 

Sportgerichts, 
 2.  für die Entscheidung in den Angelegenheiten ge-

mäß § 2 Absatz 1 Nr. 2, 

§ 10 
(1) Das Verbandsschiedsgericht ist zuständig 
 1. für die Überprüfung von Entscheidungen des 

Sportgerichts, 
 2. für die Entscheidung in den Angelegenheiten ge-

mäß § 2 Absatz 1 Ziffer 2, 
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 3. für die Entscheidung über die sonstigen Streitigkei-
ten (§ 2 Absatz 1 Nr. 3) 

 3. für die Entscheidung über die sonstigen Streitigkei-
ten (§ 2 Absatz 1 Ziffer 3) und 

 4. für die Entscheidung in den Angelegenheiten des 
Sports der dem DTV angehörenden Fachverbände 
gemäß § 2 Absatz 1 Ziffer 4. 

§ 11 
(1) Das Verbandsschiedsgericht besteht aus dem Vorsit-

zenden, zwei stellvertretenden Vorsitzenden und 
sechs Beisitzern. Der Vorsitzende und die stellvertre-
tenden Vorsitzenden müssen die Befähigung zum Rich-
teramt besitzen. Die Mitglieder des Verbandsschieds-
gerichts werden vom Verbandstag auf die Dauer von 
zwei Jahren gewählt.  

 Sie bleiben im Amt, bis eine Neuwahl erfolgt.  
 Scheidet ein Mitglied des Verbandsschiedsgerichts 

während der Amtsperiode aus, entscheidet der Vorsit-
zende des Verbandsschiedsgerichts über die Umbeset-
zung der Spruchkörper und über eine Berufung eines 
geeigneten Vertreters für den Zeitraum bis zum nächs-
ten Wahl-Verbandstag. 

§ 11 
(1) Das Verbandsschiedsgericht besteht aus dem Vorsit-

zenden, zwei stellvertretenden Vorsitzenden und sechs 
Beisitzern. Der Vorsitzende und die stellvertretenden 
Vorsitzenden müssen die Befähigung zum Richteramt 
besitzen. Die Mitglieder werden vom Verbandstag auf 
die Dauer von zwei Jahren gewählt.  
 

 Sie bleiben im Amt, bis eine Neuwahl erfolgt.  
 Scheidet ein Mitglied während der Amtsperiode aus 

oder ist zeitlich begrenzt verhindert sein Amt wahrzu-
nehmen, entscheidet der Vorsitzende des Verbands-
schiedsgerichts über die Umbesetzung der Senate und 
über eine Berufung eines geeigneten Vertreters aus 
den gewählten Mitgliedern von Sport- und Verbands-
schiedsgericht für den Zeitraum bis zum nächsten 
Wahl-Verbandstag. 

 Scheidet ein Mitglied während der Amtsperiode aus 
und ist kein Ausgleich durch Umbesetzung und Vertre-
tung aus den gewählten Mitgliedern möglich, entschei-
det der Vorsitzende des Verbandsschiedsgerichts über 
eine Berufung eines geeigneten Vertreters als neues 
Mitglied des Verbandsschiedsgerichts. Diese Berufung 
bedarf der Zustimmung durch den Verbandsrat. 

 Bei Ausscheiden des Vorsitzenden eines Senats regelt 
die Geschäftsverteilung die Vertretung. 

(2) Das Verbandsschiedsgericht entscheidet in der Beset-
zung des Vorsitzenden oder eines stellvertretenden 
Vorsitzenden mit vier Beisitzern (Kammer). 

(2) Das Verbandsschiedsgericht entscheidet in der Beset-
zung des Vorsitzenden oder eines stellvertretenden 
Vorsitzenden mit vier Beisitzern (Senat). 

 1. Der Vorsitzende entscheidet über die Besetzung 
der Senate. 

 2. Der Vorsitzende kann durch Beschluss, der unan-
fechtbar ist, festlegen, dass das Verbandsschieds-
gericht in der Besetzung des Vorsitzenden mit bei-
den stellvertretenden Vorsitzenden sowie zwei 
Beisitzern entscheidet (Großer Senat), wenn die 
Sache besondere Schwierigkeiten tatsächlicher 
bzw. rechtlicher Art aufweist oder die Sache grund-
sätzliche Bedeutung hat. 

§ 12 
(1) Das Verbandsschiedsgericht wird auf Antrag tätig. Der 

Antrag ist mit schriftlicher Begründung über die DTV-
Geschäftsstelle an den Vorsitzenden des Verbands-
schiedsgerichts zu richten. 

(2) Soweit es um die Überprüfung einer Entscheidung des 
Sportgerichts gemäß § 9 Absatz 6 geht und sofern vom 
Sportgericht die sofortige Vollziehbarkeit angeordnet 
wurde, hat der Antrag gemäß Absatz 2 keine aufschie-
bende Wirkung. Der Vorsitzende bzw. der stellvertre-
tende Vorsitzende der entscheidenden Kammer des 
Verbandsschiedsgerichts kann jedoch auf begründeten 
Antrag die Vollziehung der Maßnahme bis zur Rechts-
kraft der Entscheidung ganz oder teilweise aussetzen. 

(3) Gegen Entscheidungen des Verbandsschiedsgerichts 
nach § 10 Absatz 1 Nr. 2 und 3 können Rechtsmittel 
zum Deutschen Sportschiedsgericht der DIS gemäß der 
DIS Sportschiedsgerichtsordnung der Deutschen Insti-
tution für Schiedsgerichtsbarkeit e. V. (DIS-SportSchO) 
eingelegt werden. Das Deutsche Sportschiedsgericht 
der DIS entscheidet unter Ausschluss des ordentlichen 

§ 12 
(1) Das Verbandsschiedsgericht wird auf Antrag tätig. Der 

Antrag ist mit schriftlicher Begründung über die DTV-
Geschäftsstelle an den Vorsitzenden des Verbands-
schiedsgerichts zu richten. 

(2) Soweit es um die Überprüfung einer Entscheidung des 
Sportgerichts gemäß § 9 Absatz 6 geht und sofern vom 
Sportgericht die sofortige Vollziehbarkeit angeordnet 
wurde, hat der Antrag keine aufschiebende Wirkung. 
Der Vorsitzende bzw. der stellvertretende Vorsitzende 
des entscheidenden Senats kann jedoch auf begründe-
ten Antrag die Vollziehung der Maßnahme bis zur 
Rechtskraft der Entscheidung ganz oder teilweise aus-
setzen. 

(3) Gegen Entscheidungen des Verbandsschiedsgerichts 
nach § 10 Absatz 1 Ziffer 2 und 3 können Rechtsmittel 
zum Deutschen Sportschiedsgericht der DIS gemäß der 
DIS Sportschiedsgerichtsordnung der Deutschen Insti-
tution für Schiedsgerichtsbarkeit e. V. (DIS-SportSchO) 
eingelegt werden. Das Deutsche Sportschiedsgericht 
der DIS entscheidet unter Ausschluss des ordentlichen 
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Rechtsweges endgültig. Der Antrag muss innerhalb ei-
nes Monats nach Zustellung der anzufechtenden Ent-
scheidung bei der DTV-Geschäftsstelle eingegangen 
sein. 

Rechtsweges endgültig. Der Antrag muss innerhalb ei-
nes Monats nach Zustellung der anzufechtenden Ent-
scheidung bei der DTV-Geschäftsstelle eingegangen 
sein. 

§ 13 
(1) In den Fällen des § 2 Absatz 3 gilt: 
 1. Der Gegenseite ist vor Anberaumung eines Ver-

handlungstermins unter Festsetzung einer ange-
messenen Frist Gelegenheit zu einer vorbereiten-
den schriftlichen Stellungnahme zu geben. 

 2. Die Beteiligten sind berechtigt, sich durch einen 
Dritten vertreten zu lassen. 

(2) Soweit das Präsidium nicht selbst Antragsteller ist, gilt 
§ 8 Absatz 4 entsprechend. 

§ 13 
(1) In den Fällen des § 2 Absatz 1 Ziffer 3 gilt: 
 1. Der Gegenseite ist vor Anberaumung eines Ver-

handlungstermins unter Festsetzung einer ange-
messenen Frist Gelegenheit zu einer vorbereiten-
den schriftlichen Stellungnahme zu geben. 

 2. Die Beteiligten sind berechtigt, sich durch einen 
Dritten vertreten zu lassen. 

(2) Soweit das Präsidium nicht selbst Antragsteller ist, gilt 
§ 8 Absatz 4 entsprechend. 

V. Gebühren und Auslagen V. Gebühren und Auslagen 
§ 14 Die Organe der Verbandsgerichtsbarkeit entscheiden 

über die Kosten des Verfahrens. 
§ 14 Die Organe der Verbandsgerichtsbarkeit entscheiden 

über die Kosten des Verfahrens. 
§ 15 
(1) 1. In Disziplinarverfahren (§ 2 Absatz 1 Ziffer 1 und 2) 

trägt der Verurteilte die Kosten. Bei Verfahrensein-
stellung fallen die Kosten dem DTV zur Last. 

 2. Bei teilweiser Verurteilung kann auf eine angemes-
sene Teilerstattung der Kosten erkannt werden. 

(2) 1. In sonstigen Streitigkeiten (§ 2 Absatz 1 Ziffer 3) 
trägt der unterliegende Beteiligte die Kosten. 

 2. Bei gütlicher Beilegung des Streits oder bei teilwei-
sem Obsiegen und Unterliegen kann das Verbands-
schiedsgericht beiden Seiten einen Teil der Kosten 
auferlegen. 

(3) In Verfahren, die wegen Geringfügigkeit eingestellt 
werden, werden weder Gebühren erhoben noch Kos-
ten erstattet. 

§ 15 
(1) 1. In Disziplinarverfahren (§ 2 Absatz 1 Ziffer 1 und 2) 

trägt der Verurteilte die Kosten. Bei Verfahrensein-
stellung fallen die Kosten dem DTV zur Last. 

 2. Bei teilweiser Verurteilung kann auf eine angemes-
sene Teilerstattung der Kosten erkannt werden. 

(2) 1. In sonstigen Streitigkeiten (§ 2 Absatz 1 Ziffer 3) 
trägt der unterliegende Beteiligte die Kosten. 

 2. Bei gütlicher Beilegung des Streits oder bei teilwei-
sem Obsiegen und Unterliegen kann das Verbands-
schiedsgericht beiden Seiten einen Teil der Kosten 
auferlegen. 

(3) In Verfahren, die wegen Geringfügigkeit eingestellt 
werden, werden weder Gebühren erhoben noch Kos-
ten erstattet. 

§ 16 
(1) Erstattungsfähige Kosten sind: 
 1. Aufwendungen für Beweispersonen und Beweis-

mittel, 
 2. notwendige Auslagen der Beteiligten, 
 3. Gebühren für das Tätigwerden der Verbandsge-

richtsbarkeit. 
(2) Notwendige Auslagen sind Kosten für An- und Abreise 

sowie Tage- und Übernachtungsgeld nach Maßgabe 
der Reisekostenordnung des DTV. 
 

(3) Auslagen, die durch die Inanspruchnahme oder Bevoll-
mächtigung Dritter entstehen, sind nicht erstattungsfä-
hig. 

(4) Als Gebühren für das Tätigwerden der Verbandsge-
richtsbarkeit werden erhoben: 

 1. beim Sportgericht 
 1.a. soweit es einen Verweis (§ 9 Absatz 1 Ziffer 2)  

ausspricht: 25,00 € 
 1.b. bei allen sonstigen Maßnahmen gemäß § 9:

 100,00 € 
 1.c. für eine Ermahnung wird eine Gebühr nicht er-

hoben 
 2. beim Verbandsschiedsgericht 
 2.a. soweit eine Verwarnung ausgesprochen  

wurde: 50,00 € 
 2.b. soweit ein Verweis ausgesprochen wurde: 50,00 

€ 

§ 16 
(1) Erstattungsfähige Kosten sind: 
 1. Aufwendungen für Beweispersonen und Beweis-

mittel, 
 2. notwendige Auslagen der Beteiligten, 
 3. Gebühren für das Tätigwerden der Verbandsge-

richtsbarkeit. 
(2) Notwendige Auslagen sind Kosten für An- und Abreise 

sowie Tage- und Übernachtungsgeld nach Maßgabe 
der Reisekostenordnung des DTV. 
 

(3) Auslagen, die durch die Inanspruchnahme oder Bevoll-
mächtigung Dritter entstehen, sind nicht erstattungsfä-
hig. 

(4) Als Gebühren für das Tätigwerden der Verbandsge-
richtsbarkeit werden erhoben: 

 1. beim Sportgericht 
 1.a. soweit es einen Verweis (§ 9 Absatz 1 Ziffer 2)  

ausspricht: 25,00 € 
 1.b. bei allen sonstigen Maßnahmen gemäß § 9:

 100,00 € 
 1.c. für eine Ermahnung wird eine Gebühr nicht er-

hoben 
 2. beim Verbandsschiedsgericht 
 2.a. soweit eine Verwarnung ausgesprochen  

wurde: 50,00 € 
 2.b. soweit ein Verweis ausgesprochen wurde: 50,00 

€ 
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 2.c. bei allen sonstigen Maßnahmen gemäß § 9:
 200,00 € 

 2.d. bei den sonstigen Streitigkeiten  
(§ 2 Absatz 1 Ziffer 2): 150,00 € 

(5) Der Antragsteller hat bei Verfahren vor dem Verbands-
schiedsgericht gleichzeitig mit seinem Antrag die in Ab-
satz 4, Nr. 2 genannten Gebühren an den DTV zu über-
weisen. Sofern in diesen Verfahren erstattungsfähige 
Kosten in erheblicher Höhe zu erwarten sind, kann das 
Verbandsschiedsgericht die Fortführung des Verfah-
rens von weiteren von ihm festzusetzenden Zahlungen 
abhängig machen. 

(6) Das Präsidium ist von den Absätzen 4 und 5 ausge-
nommen. 

 2.c. bei allen sonstigen Maßnahmen gemäß § 9:
 200,00 € 

 2.d. bei den sonstigen Streitigkeiten  
(§ 2 Absatz 1 Ziffer 3): 150,00 € 

(5) Der Antragsteller hat bei Verfahren vor dem Verbands-
schiedsgericht gleichzeitig mit seinem Antrag die in Ab-
satz 4 Ziffer 2 genannten Gebühren an den DTV zu 
überweisen. Sofern in diesen Verfahren erstattungsfä-
hige Kosten in erheblicher Höhe zu erwarten sind, 
kann das Verbandsschiedsgericht die Fortführung des 
Verfahrens von weiteren von ihm festzusetzenden 
Zahlungen abhängig machen. 

(6) Das Präsidium ist von den Absätzen 4 und 5 ausgenom-
men. 

 
 
 
 
 
 

VI. Verjährung VI. Verjährung 
§ 17 
(1) Verstöße gegen die Turnier- und Sportordnung verjäh-

ren nach neun Monaten.  
(2) Handlungen interpersonaler Gewalt verjähren nach 

fünf Jahren. Die Verjährung ruht bis zur Vollendung 
des 21. Lebensjahres der Betroffenen. 
 

(3) Sonstige Verstöße verjähren nach einem Jahr.  
 

 
 

(4) Die Verjährung wird durch Einleitung des gerichtlichen 
Verfahrens unterbrochen. 

§ 17 
(1) Verstöße gegen die Turnier- und Sportordnung verjäh-

ren nach neun Monaten.  
(2) Handlungen interpersonaler Gewalt verjähren nach 

fünf Jahren. Die Verjährung ruht bis zur Vollendung 
des 21. Lebensjahres der Person(en), auf die die Hand-
lungen bezo-gen waren. 

(3) Sonstige Verstöße verjähren nach einem Jahr.  
(4) Die Verjährung beginnt, sobald Verstöße im Sinne der 

Absätze 1 und 3 sowie Handlungen im Sinne von Ab-
satz 2 beendet sind. 

(5) Die Verjährung wird unterbrochen durch  
 1. die erste Vernehmung des Betroffenen sowie die 

Bekanntgabe, dass gegen ihn ein verbandsgerichtli-
ches Verfahren eingeleitet ist, 

 2. jede gerichtliche Anordnung  der Einholung einer 
schriftlichen Stellungnahme eines Zeugen, 

 3. jede gerichtliche Anberaumung einer mündlichen 
Verhandlung, 

 4. jede das Verfahren fördernde gerichtliche Zwi-
schenentscheidung. 

 Die Verjährung ist in dem Zeitpunkt unterbrochen, in 
welchem die Maßnahmen nach den Ziffern 1 bis 4 an-
geordnet bzw. die entsprechenden Anordnungen oder 
Entscheidungen abgefasst worden sind. 

 Die Unterbrechung der Verjährung über den Zeitpunkt 
der in den Absätzen 1 bis 3 genannten Fristen hinaus 
ist dem Betroffenen vor Ablauf der vorgenannten Fris-
ten bekanntzugeben. 

(6) 1. Ein anhängiges verbandsgerichtliches Verfahren 
wird nicht dadurch unterbrochen, dass der Be-
troffene während des Verfahrens den Wegfall der 
Voraussetzungen des § 3 Absatz 1 herbeigeführt 
hat.  

 2. Hat ein Betroffener den Wegfall der Voraussetzun-
gen des § 3 Absatz 1 nach Begehung des sanktions-
relevanten Verhaltens und vor der Einleitung des 
verbandsgerichtlichen Verfahrens herbeigeführt 
oder wird das Verfahren in einem Fall des Abs. 6 
Nr. 1 nicht fortgeführt, so kann das verbandsge-
richtliche Verfahren nach Wiederherstellung der 
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Voraussetzungen eingeleitet oder fortgeführt wer-
den, sofern nicht 30 Jahre seit Begehung des sank-
tionsrelevanten Verhaltens vergangen sind. 

(7) Nach der Unterbrechung beginnt die Verjährung von 
neuem. Die Verfolgung ist spätestens verjährt, wenn 
das Doppelte der in den Absätzen 1 bis 3 genannten 
Verjährungsfristen verstrichen ist. Die Regelung des 
Absatz 6 bleibt davon unberührt. 

(8) Die Unterbrechung wirkt nur gegenüber demjenigen, 
auf den sich die Unterbrechungshandlung bezieht. 

(9) Wird eine Regelung, die bei Beendigung eines Versto-
ßes nach den Absätzen 1 und 3 oder einer Handlung 
nach Absatz 2 gilt, vor der Entscheidung geändert und 
verkürzt sich hierdurch die Frist der Verjährung, so 
bleiben Unterbrechungshandlungen, die vor Inkrafttre-
ten des neuen Rechts gefasst worden sind, wirksam, 
auch wenn im Zeitpunkt der Unterbrechung die Verfol-
gung nach dem neuen Recht bereits verjährt gewesen 
wäre. 

 
 

VII. Schlussbestimmung VII. Schlussbestimmung 
§ 18 
(1) In Disziplinarverfahren sind ergänzend die Vorschriften 

der StPO anzuwenden. Soweit es um Strafzumessun-
gen geht, sind die Grundsätze der Strafzumessung des 
StGB anzuwenden. 

(2) In den sonstigen Streitigkeiten sind ergänzend die Vor-
schriften der ZPO anzuwenden. 

§ 18 
(1) In Disziplinarverfahren sind ergänzend die Vorschriften 

der StPO anzuwenden. Soweit es um Strafbemessun-
gen geht, sind die Grundsätze der Strafbemessung des 
StGB entsprechend heranzuziehen. 

(2) In den sonstigen Streitigkeiten sind ergänzend die Vor-
schriften der ZPO anzuwenden. 
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